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Text 

Führerscheinregister – Allgemeines 

§ 16. (1) Verfahren und Amtshandlungen nach diesem Bundesgesetz, die Administration des 
Sachverständigenwesens, zu leistende Vergütungen für die Fahrprüfung sowie die Erfassung der 
Fahrschulen, sachverständigen Ärzte und verkehrspsychologischen Untersuchungsstellen sind mittels 
automationsunterstützter Datenverarbeitung in Form des Führerscheinregisters durchzuführen. Das 
Führerscheinregister ist als Informationsverbund (§ 50 DSG) zu führen. Auftraggeber im Sinne des § 4 
Z 4 des Datenschutzgesetzes, BGBl. I Nr. 165/1999, sind die Behörden, Betreiber ist das 
Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie. Das Bundesministerium für Verkehr, 
Innovation und Technologie hat das Führerscheinregister bei der Bundesrechenzentrum GmbH zu führen. 

(2) Im Rahmen des Führerscheinregisters dürfen von den Behörden die in § 16a genannten 
personenbezogenen Daten der Parteien, Sachverständigen, Fahrschulen, Vereine von 
Kraftfahrzeugbesitzern, sofern sie im Kraftfahrbeirat vertreten sind, sachverständigen Ärzte, Amtsärzte 
und verkehrspsychologischen Untersuchungsstellen verarbeitet werden. Fahrschulen, Vereine von 
Kraftfahrzeugbesitzern, sofern sie im Kraftfahrbeirat vertreten sind, Aufsichtspersonen, Fahrprüfer und 
das den Führerschein herstellende Unternehmen haben die in § 16b ihnen zugewiesenen Daten auf 
elektronischem Weg in die für ihre Anforderungen eingeschränkten Bereiche des Führerscheinregisters 
einzutragen. Zu diesem Zweck ist von der Bundesrechenzentrum GmbH die Einrichtung dieser 
eingeschränkten Bereiche des Führerscheinregisters zur Verfügung zu stellen. Personenbezogene Daten 
der in § 16a Abs. 1 Z 10 bis 14 genannten Dritten dürfen nur verarbeitet werden, wenn deren 
Auswählbarkeit aus der Gesamtheit der gespeicherten Daten nicht vorgesehen ist. 

(3) Die Behörde hat Daten gemäß § 16a möglichst im Wege der Datenfernübertragung zu 
übermitteln an: 

 1. Organe des Bundes (insbesondere das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und 
Technologie), der Länder und der Gemeinden, soweit diese sie für die Wahrnehmung der ihnen 
gesetzlich übertragenen Aufgaben benötigen; 

 2. Behörden anderer Staaten, sofern sich eine solche Verpflichtung aus diesem Bundesgesetz, aus 
unmittelbar anwendbarem Gemeinschaftsrecht oder anderen zwischenstaatlichen Abkommen 
ergibt. 

(4) Ändert sich die behördliche Zuständigkeit zur Entscheidung über einen Antrag auf Erteilung oder 
Ausdehnung der Lenkberechtigung, so hat die nunmehr zuständige Behörde die bereits vorhandenen 
Registerdaten zu verwenden und weiterzuführen. 
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(5) Hat eine Person, die gemäß § 37 Abs. 3 Z 1 und 2, Abs. 4 Z 2 oder gemäß § 99 Abs. 1 bis 1b, 
Abs. 2 lit. a, c und d StVO 1960 bestraft wurde, ihren Wohnsitz nicht innerhalb des örtlichen 
Wirkungsbereiches der Behörde, die das Verwaltungsstrafverfahren durchgeführt hat, so hat die 
Strafbehörde erster Instanz die Wohnsitzbehörde von der rechtskräftigen Bestrafung zu verständigen. 


